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  57/233.  Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik 
Kongo 

 
 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte1, den Internationalen Menschenrechtspakten2 und anderen Menschen-
rechtsübereinkünften, 

 erneut erklärend, dass alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen gehalten sind, die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen und ihren Verpflichtungen 
aus den verschiedenen internationalen Rechtsakten auf diesem Gebiet nachzukommen, 

 sich dessen bewusst, dass die Demokratische Republik Kongo Vertragspartei mehrerer 
internationaler Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte und des humanitären 
Rechts3 ist, 

 unter Hinweis auf ihre früheren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
56/173 vom 19. Dezember 2001, und diejenigen der Menschenrechtskommission, zuletzt 

_______________ 
1 Resolution 217 A (III). 
2 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
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 Darunter der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (siehe Resolution 2200 A (XXI), 
Anlage), der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (siehe Resolution 2200 
A (XXI), Anlage), das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe (Resolution 39/46, Anlage), das Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau (Resolution 34/180, Anlage), das Internationale Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (Resolution 2106 A (XX), Anlage), das Überein-
kommen über die Rechte des Kindes (Resolution 44/25, Anlage) und die beiden dazugehörigen 
Fakultativprotokolle, die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes (Resolution 260 
A (III)), die Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze der Kriegsopfer (Vereinte Nationen, 
Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970–973) und das dazugehörige erste Zusatzprotokoll von 1977 (Vereinte 
Nationen, Treaty Series, Vol. 1125, Nr. 17512) sowie die Afrikanische Charta der Menschenrechte und 
Rechte der Völker (Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 1520, Nr. 26363). 
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Resolution 2002/14 vom 19. April 20024, sowie die Resolutionen des Sicherheitsrats zu 
diesem Thema, zuletzt Resolution 1417 (2002) vom 14. Juni 2002, 

 sowie unter Hinweis auf die in Lusaka unterzeichnete Waffenruhevereinbarung5 sowie 
den Entflechtungsplan von Kampala6, die Unterpläne von Harare betreffend die Ent-
flechtung und Umdislozierung sowie die in Pretoria7 und Luanda unterzeichneten 
Friedensabkommen, 

 allen kongolesischen Parteien nahe legend, die gegenwärtige Dynamik zu nutzen, um 
einen alle Seiten einbeziehenden Abschluss des interkongolesischen Dialogs zu fördern, 

 feststellend, dass die Förderung und der Schutz der Menschenrechte aller Menschen 
für die Herbeiführung von Stabilität und Sicherheit in der Region unerlässlich sind und zur 
Schaffung des Umfelds beitragen werden, das für die Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten der Region erforderlich ist, 

 besorgt über alle von den Konfliktparteien begangenen Verletzungen der Menschen-
rechte und des humanitären Völkerrechts im Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik 
Kongo, die in den Berichten der Sonderberichterstatterin der Menschenrechtskommission 
über die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo8 genannt werden,  

 insbesondere besorgt über die anhaltenden Verletzungen der Menschenrechte und des 
humanitären Völkerrechts im östlichen Teil der Demokratischen Republik Kongo, nament-
lich in der Region Ituri, 

 besorgt über das Fehlen prozessrechtlicher und materiellrechtlicher Schutzbestim-
mungen in der Rechtspflege in der Demokratischen Republik Kongo,  

 unter Hinweis auf ihren Beschluss, die Sonderberichterstatterinnen der Menschen-
rechtskommission über die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik 
Kongo beziehungsweise über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrich-
tungen sowie ein Mitglied der Arbeitsgruppe der Kommission zur Frage des Verschwinden-
lassens von Personen zu ersuchen, eine gemeinsame Ermittlungsmission in der 
Demokratischen Republik Kongo durchzuführen, jedoch bedauernd, dass eine solche 
Mission auf Grund der Sicherheitslage noch nicht möglich war, 

 1. begrüßt 

 a) das am 30. Juli 2002 in Pretoria unterzeichnete Friedensabkommen  zwischen 
den Regierungen der Demokratischen Republik Kongo und der Republik Ruanda über den 
Abzug der ruandischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik 
Kongo und die Auflösung der ehemaligen Ruandischen Streitkräfte und der Interahamwe-
Kräfte in der Demokratischen Republik Kongo sowie das Programm zur Durchführung 
dieses Abkommens7; 

 b) das am 6. September 2002 in Luanda unterzeichnete Friedensabkommen 
zwischen den Regierungen der Demokratischen Republik Kongo und der Republik Uganda 

_______________ 
4 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, 
Abschnitt A. 
5 S/1999/815, Anlage. 
6 Siehe S/2000/330 und Corr.1, Ziffern 21-28. 
7 Siehe S/2002/914, Anlage. 
8 Siehe A/57/349 und A/57/437. 
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über den Abzug der ugandischen Truppen aus der Demokratischen Republik Kongo und die 
Zusammenarbeit und Normalisierung der Beziehungen zwischen beiden Ländern; 

 c) den fortlaufenden Dialog zwischen den Behörden der Demokratischen Republik 
Kongo und Burundis, und bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass dies zu einer 
dauerhaften Normalisierung der Beziehungen zwischen beiden Ländern führen wird; 

 d) den umfangreichen Abzug ausländischer Truppen aus dem Hoheitsgebiet der 
Demokratischen Republik Kongo; 

 e) die Freilassung einiger Menschenrechtsverteidiger durch die Regierung der 
Demokratischen Republik Kongo, die Aufhebung einiger Beschränkungen der Tätigkeit 
nichtstaatlicher Organisationen sowie die Verabschiedung des Gesetzes Nr. 001 vom 17. 
Mai 2001 über politische Parteien; 

 f) die Selbstverpflichtung der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, bei 
der Ausarbeitung und Umsetzung von Programmen für die Demobilisierung und 
Wiedereingliederung, insbesondere von Kindersoldaten, mit den Organisationen der Ver-
einten Nationen, den nichtstaatlichen Organisationen und der Weltbank zusammen-
zuarbeiten; 

 g) die von der Demokratischen Republik Kongo im Jahr 2001 vorgenommene 
Ratifikation des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 
betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten9; 

 h) die Selbstverpflichtung der Demokratischen Republik Kongo zur 
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die 
für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im 
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 
verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während desselben 
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere 
derartige Verstöße verantwortlich sind, sowie die unlängst erfolgte Festnahme eines der 
Hauptverdächtigen für den Völkermord in Ruanda, und seine Überstellung nach Arusha; 

 i) die Ratifikation des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs10 
durch die Demokratische Republik Kongo im Jahr 2002; 

 j) die Berichte der Sonderberichterstatterin der Menschenrechtskommission über 
die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo8 und ihr Besuch in 
dem Land vom 13. bis 19. Februar 2002; 

 k) die von dem Menschenrechts-Feldbüro in der Demokratischen Republik Kongo 
durchgeführten Tätigkeiten; 

 l) die Freilassung und Rückführung von auf Grund ihrer ethnischen Herkunft 
gefährdeten Personen und Kriegsgefangenen, die unter der Schirmherrschaft des 
Internationalen Komitees vom Roten Kreuz in der Demokratischen Republik Kongo im 
Einklang mit dem humanitären Völkerrecht erfolgte; 

_______________ 
9 Resolution 54/263, Anlage I. 
10Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of Plenipotentiaries on the Establishment of 
an International Criminal Court, Rome, 15 June-17 July 1998, Vol. I: Final documents (Veröffentlichung 
der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.02.I.5), Abschnitt A. 
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 m) die fortdauernde Präsenz und verstärkte Dislozierung der Mission der 
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo zur 
Unterstützung der Durchführung der Waffenruhevereinbarung von Lusaka5, der 
Friedensabkommen von Pretoria und Luanda sowie der einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats; 

 n) die Arbeit des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für die Demokratische 
Republik Kongo und des Leiters der Mission der Vereinten Nationen in der Demokratischen 
Republik Kongo; 

 2. verurteilt 

 a) die anhaltenden Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie 
des humanitären Völkerrechts, namentlich Akte ethnischen Hasses, ethnisch motivierte 
Gewalthandlungen und gegen die Zivilbevölkerung gerichtete Greueltaten sowie die 
Aufstachelung, dazu, die gewöhnlich völlig straflos bleiben;  

 b) alle in der Demokratischen Republik Kongo begangenen Massaker und 
Greueltaten als Fälle unterschiedsloser und unverhältnismäßiger Anwendung von Gewalt, 
insbesondere diejenigen, die in Gebieten begangen wurden, die von bewaffneten Rebellen 
oder ausländischen Kräften beherrscht werden, und verweist in dieser Hinsicht auf die 
Erklärung des Präsidenten des Sicherheitsrats vom 23. Juli 2002 über die Massaker, die am 
14. Mai 2002 und in der Folgezeit in der Region Kisangani begangen wurden11, und fordert 
in diesem Zusammenhang unter Hinweis auf die Erklärung des Präsidenten des 
Sicherheitsrats vom 18. Oktober 200212 mit Nachdruck, dass alle Täter vor Gericht gestellt 
werden;  

 c) die in den von der Kongolesischen Sammlungsbewegung für die Demokratie 
kontrollierten Teilen des Landes sowie in Ruanda und Uganda begangenen Vergeltungsmaß-
nahmen gegen die Zivilbevölkerung;  

 d) die Fälle summarischer und willkürlicher Hinrichtungen, des Verschwinden-
lassens, der Folter, der Verprügelung, der Drangsalierung und Festnahme, der Verfolgung 
von Personen und der willkürlichen  Langzeitinhaftierung von Personen, namentlich von 
Journalisten, Oppositionspolitikern, Menschenrechtsverteidigern und Personen, die mit den 
Mechanismen der Vereinten Nationen zusammengearbeitet haben, sowie anderen 
Mitgliedern der Zivilgesellschaft; 

 e) die unterschiedslosen Angriffe auf die Zivilbevölkerung und auf Krankenhäuser 
in Gebieten, die von Rebellen oder ausländischen Kräften beherrscht werden;  

 f) die Einziehung und den Einsatz von Kindersoldaten durch bewaffnete Kräfte 
und Gruppen, namentlich die gegen die internationalen Menschenrechtsnormen verstoßende 
Entführung von Kindern im gesamten Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik Kongo; 

 g) die weit verbreitete Anwendung sexueller Gewalt gegen Frauen und Kinder, 
namentlich als Mittel der Kriegsführung; 

 3. verleiht ihrer Besorgnis Ausdruck 

 a) über die schädlichen Auswirkungen des Konflikts auf die  Menschenrechts-
situation sowie seine schwerwiegenden Folgen für die Sicherheit und das Wohl der 

_______________ 
11 S/PRST/2002/22. 
12 S/PRST/2002/27. 
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Zivilbevölkerung im gesamten Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik Kongo, 
namentlich den Anstieg der Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbesondere im 
östlichen Teil des Landes; 

 b) über die Verletzungen des Rechts der freien Meinungsäußerung sowie der 
Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit im gesamten Hoheitsgebiet der 
Demokratischen Republik Kongo, insbesondere in den östlichen Landesteilen; 

 c) über die Absicht der Regierung der Demokratischen Republik Kongo, das 
Moratorium für die Vollstreckung der Todesstrafe auszusetzen; 

 d) über die illegale Ausbeutung der natürlichen Ressourcen der Demokratischen 
Republik Kongo, in Anbetracht der zwischen dieser Ausbeutung und dem Konflikt 
bestehenden Verbindung; 

 e) über die exzessive Ansammlung und Verbreitung von Kleinwaffen sowie die 
Verteilung und Verschiebung von Waffen in der Region und den unerlaubten Handel damit 
sowie ihre nachteiligen Auswirkungen auf die Menschenrechte; 

 f) über die tiefe Unsicherheit, durch die die humanitären Organisationen erheblich 
in ihrer Fähigkeit eingeschränkt werden, den Zugang zu den betroffenen Bevölke-
rungsgruppen sicherzustellen, insbesondere in den Zonen, die von bewaffneten Rebellen 
beherrscht beziehungsweise von ausländischen Kräften kontrolliert werden, und verurteilt 
gleichzeitig die am 26. April 2001 im östlichen Teil der Demokratischen Republik Kongo 
erfolgte Tötung von sechs humanitären Helfern des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz sowie die Tatsache, dass die Verantwortlichen noch nicht vor Gericht gestellt wurden; 

 4. fordert alle Konfliktparteien in der Demokratischen Republik Kongo nach-
drücklich auf, 

 a) im Einklang mit allen einschlägigen Übereinkünften und Resolutionen alle 
militärischen Aktivitäten im Land einzustellen, um die Wiedererrichtung der Souveränität 
und territorialen Unversehrtheit der Demokratischen Republik Kongo unverzüglich zu 
ermöglichen; 

 b) anzuerkennen, dass die Friedensabkommen von Pretoria und Luanda die bisher 
einmalige Chance eröffnen, im ganzen Land Frieden herbeizuführen, und demzufolge ihre 
bewaffneten Kampagnen einzustellen und keine Vergeltung gegen ihre ehemaligen Gegner 
zu üben, da dies nur zur Verlängerung des Leids der kongolesischen Bevölkerung und der 
entsetzlichen Bedingungen im humanitären Bereich und auf dem Gebiet der 
Menschenrechte führen würde;     

 c) alle notwendigen Maßnahmen durchzuführen, um den weit verbreiteten Ver-
stößen gegen die Menschenrechte sowie der Straflosigkeit ein Ende zu setzen, insbesondere 
in Bezug auf die sexuelle Gewalt gegen Frauen und Kinder; 

 d) den freien und sicheren Zugang zu den von ihnen kontrollierten Gebieten zu 
gestatten, damit Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen das internationale Recht 
der Menschenrechte untersucht werden können; 

 e) das humanitäre Völkerrecht zu achten und insbesondere die Sicherheit aller 
Zivilpersonen sicherzustellen sowie alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Bedingungen für die freiwillige Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen zu schaffen; 

 f) die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des Personals der Vereinten Nationen und 
des beigeordneten Personals sicherzustellen und den ungehinderten Zugang der 
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humanitären Helfer zu allen betroffenen Bevölkerungsgruppen im gesamten Hoheitsgebiet 
der Demokratischen Republik Kongo zu gewährleisten; 

 g) voll mit der Nationalen Untersuchungskommission zur Aufklärung der 
behaupteten Massaker einer großen Zahl von Flüchtlingen und Vertriebenen in der 
Demokratischen Republik Kongo zusammenzuarbeiten; 

 h) voll mit dem System der Vereinten Nationen, den humanitären Organisationen 
und der Weltbank zusammenzuarbeiten, um die zügige Demobilisierung und Wieder-
eingliederung bewaffneter Gruppen und insbesondere von Kindersoldaten sicherzustellen; 

 5. fordert die Regierung der Demokratischen Republik Kongo auf, gezielte 
Maßnahmen zu ergreifen, 

 a) um ihren Verpflichtungen aus dem internationalen Recht der Menschenrechte 
voll und ganz nachzukommen und die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und 
zu schützen; 

 b) um Bedingungen zu verhindern, die weitere Ströme von Flüchtlingen und 
Vertriebenen innerhalb der Demokratischen Republik Kongo und über ihre Grenzen hinweg 
auslösen könnten; 

 c) um ihrer Selbstverpflichtung auf die Reform und Wiederherstellung des 
Justizsystems, die Abschaffung der Todesstrafe und die Reform der Militärjustiz weiter 
nachzukommen, wozu nach dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte2 auch gehört, dass der Praxis, Zivilpersonen vor ein Militärgericht zu stellen, ein 
Ende gesetzt wird, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem Dekret Nr. 0223/2002 
des Präsidenten vom 18. November 2002; 

 d) um der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und sicherzustellen, dass diejenigen, 
die für Menschenrechtsverletzungen und schwere Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht verantwortlich sind, vor Gericht gestellt werden; 

 e) um gemeinsam mit anderen Parteien des interkongolesischen Dialogs 
dringendst eine Einigung über eine alle Seiten einschließende Übergangsregierung zu 
erzielen, die ihrer Autorität Nachdruck verleihen und die Ordnung im gesamten 
Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik Kongo wiederherstellen kann; 

 f) um ihre Zusammenarbeit mit dem Menschenrechts-Feldbüro in der Demokra-
tischen Republik Kongo weiter zu erleichtern und auszubauen; 

 g) um weiter mit dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda 
zusammenzuarbeiten, und fordert, dass die Regierung der Demokratischen Republik Kongo 
auch weiterhin alle ihr bekannten und sich in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Personen, 
die an dem Völkermord beteiligt waren, festnimmt;  

 6. appelliert an die Regierungen, deren Streitkräfte Teile des Hoheitsgebiets der 
Demokratischen Republik Kongo besetzt halten, die Menschenrechte und das humanitäre 
Völkerrecht in den noch immer von ihnen kontrollierten Gebieten zu achten und ihre 
Truppen abzuziehen;  

 7. fordert die internationale Gemeinschaft auf, das Menschenrechts-Feldbüro in 
der Demokratischen Republik Kongo zu unterstützen, um die wirksame Durchführung 
seiner Programme zu ermöglichen; 

 8. beschließt, 
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 a) die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo weiter zu 
prüfen und die Sonderberichterstatterin zu ersuchen, der Generalversammlung auf ihrer 
achtundfünfzigsten Tagung Bericht zu erstatten; 

 b) die Sonderberichterstatterinnen der Menschenrechtskommission über die 
Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo beziehungsweise über 
außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen sowie ein Mitglied der 
Arbeitsgruppe der Kommission zur Frage des Verschwindenlassens von Personen zu 
ersuchen, sobald Sicherheitserwägungen dies gestatten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit 
mit der Nationalen Untersuchungskommission zur Aufklärung der behaupteten Menschen-
rechtsverletzungen und der Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht in der 
Demokratischen Republik Kongo zwischen 1996 und 1997, eine gemeinsame Mission 
durchzuführen, um alle im Hoheitsgebiet der Demokratischen Republik Kongo verübten 
Massaker zu untersuchen, mit dem Ziel, die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen, und 
der Menschenrechtskommission auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung und der 
Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 c) den Generalsekretär zu ersuchen, den Sonderberichterstatterinnen und der 
gemeinsamen Mission jede erforderliche Unterstützung zu gewähren, um ihnen die 
vollinhaltliche Erfüllung ihres Mandats zu ermöglichen; 

 d) den Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte zu ersuchen, 
der gemeinsamen Mission die technischen Kapazitäten zur Verfügung zu stellen, die sie zur 
Erfüllung ihres Mandats benötigt. 

77. Plenarsitzung   
18. Dezember 2002 

 


